Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3274 


Antrag 

der Fraktion des GB/BHE 


Der Bundestag wolle besdhilleßen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Bundesvertriebenengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Änderung einzelner Bestimmungen 

Das Gesetz über die Angelegenheiten der 
Vertriebenen und Flüchtlinge (Bundesver- 
triebenengesetz — BVFG) vom 19. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 201) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 1 Abs. 1 werden folgende Sätze an- 
gefügt: 

„Ein Berufssoldat bleibt Vertriebener, 
auch wenn er im Kriege zu einem Trup- 
penteil außerhalb des Vertreibungsge- 
bietes versetzt worden ist oder wenn 
sein Truppenteil im Kriege die Garni- 
son in einen Ort außerhalb des Ver- 
treibungsgebietes verlegt hat. Die Ehe- 
frau eines Berufssoldaten, der nicht Ver- 
triebener ist, bleibt Vertriebene, wenn 
sie Im Kriege die Ehe geschlossen, aber 
ihren ständigen Aufenthalt bis zur Ver- 
treibung im Vertreibungsgebiet beibe- 
halten hat.“ 

2. § 10 wird gestrichen. 

3. In § 13 Abs. 3 wird nach Satz 1 folgen- 
der Satz eingefügt: 

„Gelangt die zentrale Dienststelle oder 
die von ihr bestimmte Behörde zu der 
Auffassung, daß eine Versagung der 


Rechte und Vergünstigungen nach die- 
sem Gesetz geboten sei, so hat sie vor 
der Entscheidung einen Ausschuß zu 
hören, der aus dem Behördenleiter oder 
einem Stellvertreter als Vorsitzendem 
und zwei Beisitzern besteht; einer der 
Beisitzer 'Ist auf Vorschlag der von den 
zentralen Dienststellen der Länder an- 
erkannten Verbände der Vertriebenen 
oder Sowjetzonenflüchtlinge zu beru- 
fen.“ 

4. In § 16 wird folgender Absatz 3 ange- 
fügt: 

„(3) Gelangt die zuständige Behörde 
zu der Auffassung, daß einem Antrag 
auf einen Ausweis C nicht entsprochen 
werden kann, so hat sie vor der Ent- 
scheidung einen am Sitz der Landesre- 
gierung oder, wenn im Lande Regie- 
rungsbezirke bestehen, am Sitz des Re- 
gierungspräsidenten zu bildenden Aus- 
schuß zu hören, der aus dem Innenmini- 
ster oder dem Regierungspräsidenten 
oder einem Stellvertreter als Vorsitzen- 
dem und zwei Beisitzern besteht; einer 
der Beisitzer ist auf Vorschlag der von 
den zentralen Dienststellen der Länder 
anerkannten Verbände der Sowjet- 
zonenflüchtlinge zu berufen.“ 

5. In § 23 Abs. 1 werden die Worte „vier- 
zehn Vertretern der auf Bundesebene 
tätigen Organisationen der Vertriebe- 
nen und Flüchtlinge“ durch die Worte 
„vierundzwanzig Vertretern der auf 
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Bundesebene tätigen Organisationen der 
Vertriebenen und Flüchtlinge" ersetzt. 

6. In § 25 wird folgender Satz angefügt: 
„Die Vertreter der auf Landesebene tä- 
tigen Organisationen der Vertriebenen 
und Flüchtlinge müssen die Fiälfte aller 
Mitglieder ausmachen." 

7. In § 36 Nr. 3 werden die Worte „60 000 
Deutsche Mark, Im Ausnahmefall 
80 000 Deutsche Mark," durch die 
Worte „80 000 Deutsche Mark" ersetzt. 

8. In § 46 Abs. 1 und 2 wird jeweils die 
Jahreszahl „1957“ durch die Jahreszahl 
„1965" ersetzt. 

9. In § 47 werden 

a) in Absatz 1 die Worte „Abs. 1 Nr. 3“ 
gestrichen, 

b) in Absatz 4 die Zahl „1957" durch 
die Zahl „1965" ersetzt. 

10. In § 69 Abs. 1 Satz 1 werden nach den 
Worten „in einem solchen" die Worte 
„oder ähnlichen“ eingefügt. 

11. In § 70 werden 

a) in Absatz 1 die Worte „4. September 
1939" ersetzt durch die Worte „9. 
Mai 1945", 

b) in Absatz 5 nach den Worten „des 
Landes" nach einem Komma fol- 
gende Worte eingefügt: „ , wenn im 
Lande Regierungsbezirke bestehen, 
des Regierungsbezirks,“, 

c) folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Dem Zulassungsausschuß hat 
mindestens ein Vertreter der vertrie- 
benen Ärzte, Zahnärzte und Den- 
tisten anzugehören." 

12. In § 73 werden folgende Absätze 3 
und 4 angefügt: 

„(3) Wird ein gewerblicher Betrieb, 
Betriebstell oder ein Grundstück für ge- 
werbliche Zwecke nach Maßgabe der 13. 
AbgabenDV-LA vom 25. April 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 209) veräußert oder 
verpachtet, so rechnen die Einkünfte aus 
dieser Verpachtung oder aus einer bei 
der Veräußerung vorbehaltenen Versor- 


gung mit Wohnung und Unterhalt nicht 
zum einkommensteuerpflichtigen Ein- 
kommen, soweit diese Einkünfte jährlldi 
3000 Deutsche Mark nicht übersteigen. 

(4) Das Erbschaftsteuergesetz in der 
Fassung vom 30. Juni 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 764) wird wie folgt geändert: 

In § 18 Abs. 1 wird nach Nummer 11a 
folgende Nummer 11b eingefügt: 
„11b. ein Erwerb. 

a) von Vermögen, das aus Erlösen 
stammt, die der Erblasser (Schenker) 
für eine nach dem 21. Juni 1948 
durchgeführte Veräußerung eines ge- 
werblichen Betriebes oder Betriebs- 
teiles an einen Vertriebenen oder So- 
wjetzonenflüchtling erworben hat, 

b) eines gewerblichen Betriebes oder 
Betriebsteiles, wenn er von dem Er- 
ben (Beschenkten) innerhalb von 
zwölf Monaten nach erlangter Kennt- 
nis von dem Anfall oder während 
der Dauer eines Pachtverhältnisses 
gemäß Buchstabe c an einen Vertrie- 
benen oder Sowjetzonenflüchtling 
veräußert wird, 

c) eines Betriebes oder Betriebsteiles, 
der von dem Erblasser (Schenker) auf 
die Dauer von mindestens sechs Jah- 
ren an einen Vertriebenen oder So- 
wjetzonenflüchtling verpachtet wor- 
den ist, zur Fiälfte des auf dieses 
Vermögen entfallenden Steuerbetra- 
ges; der restliche Steuerbetrag wird 
bis zur Beendigung des Pachtverhält- 
nisses gestundet. Das gleiche gilt, 
wenn die Verpachtung durch den Er- 
ben (Beschenkten) innerhalb von 
zwölf Monaten nach erlangter Kennt- 
nis von dem Anfall erfolgt. Diese 
Steuervergünstigungen entfallen 
rückwirkend, wenn das Pachtverhält- 
nis vor Ablauf von sechs Jahren nach 
üer Übernahme erlischt;“ 

13. In § 75 werden 

a) In Absatz 1 folgender Satz angefügt: 
„Durch Rechtsverordnung wird be- 
stimmt, in welcher Weise die Ein- 
haltung dieser Vorschriften durch 
Ordnungsstrafen erzwungen werden 
kann.", 

b) in Absatz 2 Satz 2 die Worte „31. 
Dezember 1957" durch die Worte 
„31. Dezember 1960" ersetzt, 
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c) in Absatz 3 Satz 1 nach den Worten 
„oder Päditer" die Worte „oder in 
einem sonstigen Nutzungsrechtsver- 
hältnls** eingefügt. 

14. In § 82 wird folgender Satz angefügt: 
„Durch Rechtsverordnung wird be- 
stimmt, inwieweit Sowjetzonenflücht- 
lingen die Rechte nach Satz 1 zustehen.“ 

15. In § 88 Abs. 1 werden 

a) nach den Worten „verloren haben“ 
die Worte „oder in der Verfügung 
über ihn beschränkt sind“ eingefügt, 

b) folgender Satz 2 angefügt: 
„Sowjetzonenflüchtlinge können we- 
gen dieser Verbindlichkeiten in kei- 
nem Falle zugunsten ües Bundes in 
Anspruch genommen werden, auch 
nicht zur Verredinung auf Aus- 
gleidisforderungen von Geldinstitu- 
ten gegen die öffentliche Hand ge- 
mäß § 11 des Umstellungsgesetzes 
vom 20. Juni 1948 (WiQBl. Bei- 
lage 5 S. 13).“ 

16. In § 94 Abs. 2 werden 

a) in Nummer 3 die Worte „unter- 
haltspflichtigen“ gestrichen und die 
Worte „sowie Schwiegerkindern“ an- 
gefügt, 

b) Nummer 4 wie folgt neu gefaßt: 

„4. von volljährigen Kindern zu den 
Eltern,“ 

c) folgende Nummern 7 bis 9 ange- 
fügt; 

„7. von Eltern zu Kindern oder, 
wenn Enkel vorhanden sind, zu 
Schwiegerkindern, 

8. von Geschwistern zueinander, 
wenn ein Teil hilfsbedürftig ist, 

9. von Schwiegerkindern zu hilfsbe- 
dürftigen Eltern.“ 

17. In § 95 Abs. 1 werden folgende Worte 
angefügt: „und vor Verwaltungs- und 
Sozialgerichten vertreten“. 


Bonn, den 12. März 1957 


18. § 96 wird wie folgt neu gefaßt: 
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Pflege des Kulturgutes der Vertriebenen 
und Flüchtlinge und Förderung der 
wissenschaftlichen Forschung 

(1) Bund und Länder haben entspre- 
chend ihrer Zuständigkeit 

a) die Kulturleistungen der Bevölke- 
rung der Heimatgebiete der Vertrie- 
benen und Sowjetzonenflüchtlinge 
im Bewußtsein des gesamten deut- 
schen Volkes und des Auslandes zu 
erhalten, 

b) die Weiterentwicklung der Kultur- 
leistungen der Vertriebenen und So- 
wjetzonenflüchtlinge zu fördern, 

c) das Kulturgut der Vertreibungs- und 
Fluchtgebiete In Archiven, Museen 
und Bibliotheken zu sichern und aus- 
zuwerten. 

Sie haben insbesondere auch Einrichtun- 
gen 'der Wissenschaft, des Kunstschaffens 
und der Ausbildung sicherzustellen und 
zu fördern. 

(2) Bund und Länder haben entspre- 
chend ihrer Zuständigkeit Richtlinien zu 
erlassen. Die Bundesregierung bericJitet 
jährlich dem Bundestag über das von ihr 
Veranlaßte.“ 


Artikel 2 

Anwendung im Lande Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl, I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 


Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Feiler und Fraktion 
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